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1. Ausgangslage 
 
Die Hansestadt Stralsund hat die kommunale Wärmeplanung mit einer 90-%-Förderung aus der 
Nationalen Klimaschutzinitiative (NKI) erarbeitet. Der Wärmeplan liegt fachlich vor bzw. ist weitgehend 
erstellt, wurde aber bislang nicht durch die Bürgerschaft beschlossen und nicht veröffentlicht. 
 
Zu prüfen sind drei Fragen: 
1. Welche zusätzliche Erstattung kann nach der neuen Landesverordnung M-V in Betracht kommen?  
2. Besteht das Risiko, dass bei fehlendem Beschluss und fehlender Veröffentlichung bis zum 

31.12.2026 eine Rückzahlung der NKI-Förderung geprüft wird?  
3. Welcher zusätzliche Aufwand entsteht, wenn Stralsund auf den Bestandsschutz verzichtet und den 

Wärmeplan erst bis zum Sommer 2028 beschließen lässt?  
 
 

2. Rechtlicher Rahmen 
 
Maßgeblich sind insbesondere: 
 § 5 Wärmeplanungsgesetz – Bestehender Wärmeplan  
 § 23 Wärmeplanungsgesetz – Beschluss und Veröffentlichung des Wärmeplans  
 § 2 WPGAusfLVO M-V – Bestehende Wärmepläne  
 § 5 WPGAusfLVO M-V – Anzeigepflicht  
 § 7 WPGAusfLVO M-V – Bewertung von Wärmeplänen für Gemeindegebiete über 45.000 

Einwohner  
 § 11 WPGAusfLVO M-V – Finanzierung  
 
Nach § 5 Abs. 2 WPG greift der Bestandsschutz für einen bereits begonnenen Wärmeplan nur, wenn 
bestimmte Voraussetzungen erfüllt sind. Für Kommunen mit bis zu 100.000 Einwohnerinnen und 
Einwohnern, deren Wärmeplan aus Bundesmitteln gefördert wurde, gilt inzwischen als maßgebliche 
Frist der 31.12.2026. Bis dahin muss der Wärmeplan erstellt und veröffentlicht sein.  
 
Nach § 23 Abs. 3 WPG wird der Wärmeplan durch das nach Landesrecht zuständige Gremium oder 
die zuständige Stelle beschlossen und anschließend im Internet veröffentlicht. Der Wärmeplan hat 
keine unmittelbare rechtliche Außenwirkung und begründet keine einklagbaren Rechte oder Pflichten.  
 
Die neue Landesverordnung M-V nimmt den Bestandsschutz ausdrücklich auf: Nach § 2 Abs. 1 
WPGAusfLVO M-V sind planungsverantwortliche Stellen von der Pflicht zur Erstellung eines 
Wärmeplans ausgenommen, soweit die Voraussetzungen des § 5 Abs. 2 WPG erfüllt sind. 
 
§ 2 Abs. 3 regelt zusätzlich den Fall, dass Erstellung und Veröffentlichung eines in Aufstellung 
befindlichen Wärmeplans noch ausstehen; in diesem Fall können verfahrensrechtliche 
Vereinfachungen angewendet werden.  
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3. Bedeutung für Stralsund: Beschluss und 
Veröffentlichung bis 31.12.2026 
 
Der Bestandsschutz dürfte nur greifen, wenn der Wärmeplan bis zum 31.12.2026 formal beschlossen 
und veröffentlicht wird. Die Veröffentlichung allein reicht praktisch nicht aus, weil nach § 23 Abs. 3 
WPG zuerst der Beschluss durch das zuständige Gremium bzw. die zuständige Stelle erfolgt und 
anschließend die Veröffentlichung im Internet. 
 
Die neue Landesverordnung M-V ändert diese Frist nicht. Sie verweist in § 2 vielmehr ausdrücklich auf 
die Voraussetzungen des § 5 Abs. 2 WPG.  
 
 Wenn Stralsund den Wärmeplan nicht bis zum 31.12.2026 beschließt und veröffentlicht, besteht 

ein relevantes Risiko, dass der Wärmeplan nicht als bestehender Wärmeplan im Sinne des § 5 
Abs. 2 WPG anerkannt wird. 

 
 

4. Gefahr einer Rückzahlung der NKI-Förderung 
 
Aus einer anderen Stadtverwaltung in Mecklenburg-Vorpommern liegt der Hinweis vor, dass die 
Zukunft – Umwelt – Gesellschaft (ZUG) gGmbH als Projektträgerin der NKI-Förderung die Frage des 
Bestandsschutzes fördermittelrechtlich relevant bewertet. Die Aussage der ZUG ist dabei differenziert: 
Nach Kommunalrichtlinie und Technischem Annex muss die kommunale Wärmeplanung nicht 
zwingend veröffentlicht werden. Auch ein Beschluss ist seitens ZUG nicht als formelle Fördervorgabe 
gefordert. Zugleich weist die ZUG aber darauf hin, dass der Bestandsschutz nach § 5 Abs. 2 WPG nur 
greift, wenn der Wärmeplan fristgerecht veröffentlicht wird. Wenn der Bestandsschutz nicht greift, sei 
eine Rückabwicklung der Förderung zu prüfen. 
 
Für die kommunale Wärmeplanung der Hansestadt Stralsund wurden laut Zuwendungsbescheid 
zuwendungsfähige Gesamtausgaben in Höhe von 495.000,00 Euro bewilligt. Bei einer Förderquote 
von 90 % entspricht dies einem bewilligten Bundeszuschuss in Höhe von 445.500,00 Euro und einem 
vorgesehenen kommunalen Eigenanteil in Höhe von 49.500,00 Euro. 
 
Im Rahmen des Schlussberichts/Verwendungsnachweises wurden tatsächliche zuwendungsfähige 
Ausgaben in Höhe von 477.919,90 Euro abgerechnet. Daraus ergibt sich voraussichtlich ein 
tatsächlich zustehender Bundeszuschuss in Höhe von 430.127,91 Euro und ein tatsächlicher 
kommunaler Eigenanteil in Höhe von 47.791,99 Euro. Bislang wurden Fördermittel in Höhe von 
356.400,00 Euro ausgezahlt. Ein Betrag in Höhe von voraussichtlich 73.727,91 Euro ist bis zur 
abschließenden Prüfung des Schlussberichts noch offen bzw. zurückbehalten. Aufgrund der nicht 
vollständig ausgeschöpften Mittel reduziert sich der tatsächlich in Anspruch genommene Zuschuss 
gegenüber der ursprünglichen Bewilligung um voraussichtlich 15.372,09 Euro. 
 
Diese Linie wird durch veröffentlichte Hinweise der Klimaschutz- und Energieagentur Niedersachsen 
bestätigt, die sich auf aktuelle ZUG-Informationen bezieht: Für geförderte Kommunen bis 100.000 
Einwohner wurde die Frist nach § 5 Abs. 2 WPG auf den 31.12.2026 verlängert; bei Verlängerungen 
über den 30.06.2026 hinaus werden als zusätzliche Auflagen u. a. die verpflichtende Veröffentlichung 
bis 31.12.2026 und ein Widerrufsvorbehalt bei fehlender fristgerechter Veröffentlichung / Wegfall 
Bestandsschutz genannt. 
(https://www.klimaschutz-niedersachsen.de/aktuelles/Verlaengerung-der-Foerderdauer-im-
Zusammenhang-mit-der-Verlaengerung-der-WPG-Fristen-4906) 
 
Daraus folgt aus meiner Sicht: 
Eine Rückzahlung der NKI-Förderung erfolgt nicht automatisch allein deshalb, weil der Wärmeplan 
nicht beschlossen oder veröffentlicht wurde. Aber: Das Risiko, dass eine Rückabwicklung bzw. ein 
Widerruf der Förderung geprüft wird, lässt sich nicht ausschließen. Es ist sogar genau der Fall, den 
die ZUG in der weitergeleiteten Antwort angesprochen hat. 
Im ungünstigsten Fall stünde damit nicht nur die mögliche zusätzliche Landeserstattung in Höhe von 
überschlägig 47.410 Euro in Frage, sondern auch der voraussichtlich tatsächlich zustehende 
Bundeszuschuss in Höhe von 430.127,91 Euro.  
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 Wenn der Wärmeplan nicht bis zum 31.12.2026 beschlossen und veröffentlicht wird und dadurch 
der Bestandsschutz entfällt, kann bzw. wird eine Rückabwicklung der NKI-Förderung 
voraussichtlich geprüft. 

 
 

5. Zusätzliche Landeserstattung nach WPGAusfLVO M-V 
 
Die zentrale Finanzierungsregelung steht in § 11 WPGAusfLVO M-V. Für amtsfreie Gemeinden ab 
20.000 Einwohnerinnen und Einwohnern beträgt die Pauschale 8,62 Euro pro Einwohnerin bzw. 
Einwohner, bezogen auf die zum 1. Januar 2024 gemeldeten Einwohnerinnen und Einwohner. Die 
Pauschale wird nach Anzeige über die Aufstellung des Wärmeplans auf Antrag durch das für Baurecht 
zuständige Ministerium erstattet.  
 
Für Stralsund ist wegen der bereits erhaltenen NKI-Förderung § 11 Abs. 3 WPGAusfLVO M-V 
relevant. Danach wird einer planungsverantwortlichen Stelle, die nach § 2 Abs. 1 von der Pflicht zur 
Erstellung eines Wärmeplans ausgenommen ist und bereits eine Förderung einer anderen Stelle 
erhalten hat, für die eingesetzten Eigenmittel ein Betrag von 10 Prozent des in § 11 Abs. 1 genannten 
Betrages pro Einwohnerin/Einwohner erstattet, maximal 1,60 Euro pro Einwohnerin/Einwohner.  
 
Bei überschlägig 55.000 Einwohnerinnen und Einwohnern ergibt sich: 
 
55.000 EW × 8,62 €/EW = 474.100,00 € volle rechnerische Pauschale 
 
Da Stralsund eine 90-%-NKI-Förderung erhalten hat, käme nach meiner Lesart der 10-%-Eigenanteil 
in Betracht: 
 
10 % von 8,62 €/EW = 0,862 €/EW 
55.000 EW × 0,862 €/EW = 47.410,00 € 
 
Ergebnis: 
 
Bei 55.000 Einwohnerinnen und Einwohnern ergibt sich eine mögliche zusätzliche Landeserstattung 
von überschlägig 47.410,00 Euro. 
Wichtig: Diese Erstattung setzt nach der Systematik der Landesverordnung voraus, dass Stralsund 
unter die Regelung für bestehende Wärmepläne nach § 2 Abs. 1 WPGAusfLVO M-V i. V. m. § 5 Abs. 
2 WPG fällt. Wenn der Bestandsschutz wegen fehlender Beschlussfassung und Veröffentlichung bis 
31.12.2026 nicht greift, ist fraglich, ob diese konkrete 10-%-Erstattung nach § 11 Abs. 3 noch 
beantragt werden kann. 
 
 

6. Anzeige und Bewertung durch das Land 
 
Nach § 5 WPGAusfLVO M-V ist die Aufstellung, Aufhebung, Änderung oder Fortschreibung eines 
Wärmeplans binnen zwei Wochen nach Veröffentlichung dem für Energie zuständigen Ministerium 
anzuzeigen. Die Anzeige erfolgt durch Information über die Erstellung usw. und durch Angabe, wo der 
Wärmeplan im Internet veröffentlicht ist. 
 
Da Stralsund mehr als 45.000 Einwohnerinnen und Einwohner hat, wird der Wärmeplan nach § 7 
WPGAusfLVO M-V durch das für Energie zuständige Ministerium bewertet. Die Bewertung beschränkt 
sich auf die Widerspruchsfreiheit des Wärmeplans sowie auf die Einhaltung des 
Wärmeplanungsgesetzes und der Landesverordnung. Bei Beanstandungen ist der Wärmeplan 
entsprechend zu ändern. 
 
Das heißt: Beschluss und Veröffentlichung lösen nicht nur die Möglichkeit der Anzeige und 
Antragstellung aus, sondern voraussichtlich auch den formalen Bewertungsprozess beim Land. 
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7. Was passiert, wenn Stralsund auf den Bestandsschutz 
verzichtet? 
 
Wenn Stralsund den Wärmeplan nicht bis zum 31.12.2026 beschließt und veröffentlicht, wäre der 
Bestandsschutz nach § 5 Abs. 2 WPG voraussichtlich nicht gesichert. Dann könnte Stralsund den 
vorliegenden Wärmeplan nicht einfach als „bestehenden Wärmeplan“ behandeln, sondern müsste die 
Wärmeplanung nach den dann voll geltenden Anforderungen des WPG und der WPGAusfLVO M-V 
abschließen bzw. nacharbeiten. 
 
Da Stralsund unter 100.000 Einwohnerinnen und Einwohnern liegt, wäre die reguläre 
bundesrechtliche Frist nach § 4 WPG grundsätzlich der 30.06.2028. § 4 WPG verpflichtet die Länder 
sicherzustellen, dass Wärmepläne bis zu den dort genannten Fristen erstellt werden; für bestehende 
Gemeindegebiete bis 100.000 Einwohner gilt der spätere Stichtag. Die Landesverordnung M-V 
verpflichtet Gemeinden und Ämter entsprechend, Wärmepläne nach Maßgabe des WPG und unter 
Einhaltung der Fristen des § 4 Abs. 2 WPG zu erstellen.  
 
Der zusätzliche Aufwand bestünde nicht darin, bei null anzufangen. Die vorhandenen 
Arbeitsergebnisse könnten vermutlich weiterverwendet werden. Es müsste aber geprüft und ggf. 
nachgearbeitet werden, ob der Wärmeplan vollständig den Anforderungen des WPG und der neuen 
Landesverordnung entspricht. 
 
Mögliche zusätzliche Arbeitspakete: 
 
1. Rechts- und Qualitätsprüfung des bestehenden Wärmeplans 

Abgleich mit den Anforderungen des WPG und der WPGAusfLVO M-V, insbesondere zu 
Eignungsprüfung, Bestandsanalyse, Potenzialanalyse, Zielszenario, Wärmeversorgungsgebieten 
und Umsetzungsstrategie. 

 
2. Aktualisierung der Datengrundlagen 

Bei Beschluss erst im Sommer 2028 wären die Bestandsdaten, Annahmen, Energiepreise, 
Netzplanungen, Förderkulissen, kommunalen Rahmenbedingungen und Aussagen der Stadtwerke 
voraussichtlich zu aktualisieren.  

 
3. Nachholung bzw. Wiederholung formaler Verfahrensschritte 

Nach § 13 WPG sind im Ablauf der Wärmeplanung u. a. Ergebnisse der Eignungsprüfung sowie 
Bestands- und Potenzialanalyse zu veröffentlichen; außerdem erhalten Öffentlichkeit, berührte 
Behörden, Träger öffentlicher Belange und weitere Beteiligte nach Veröffentlichung bestimmter 
Ergebnisse und des Entwurfs die Möglichkeit zur Einsichtnahme für mindestens 30 Tage. 

 
4. Einbindung relevanter Akteure nach aktuellem Rechtsstand 

Die Beteiligung von Öffentlichkeit, Trägern öffentlicher Belange, Netzbetreibern und weiteren 
relevanten Akteuren ist im WPG ausdrücklich angelegt. Zusätzlich regelt die Landesverordnung M-
V, dass die Landkreise im Rahmen der Wärmeplanung als Träger öffentlicher Belange zu 
beteiligen sind. 

 
5. Bewertung durch das Energieministerium 

Wegen der Einwohnerzahl Stralsunds wäre weiterhin die Bewertung nach § 7 WPGAusfLVO M-V 
erforderlich. Bei Beanstandungen müsste der Wärmeplan angepasst werden. 

 
6. Unsicherheit bei der Landeserstattung 

Die konkrete 10-%-Erstattung nach § 11 Abs. 3 WPGAusfLVO M-V ist an den Fall geknüpft, dass 
eine planungsverantwortliche Stelle nach § 2 Abs. 1 von der Pflicht zur Erstellung eines 
Wärmeplans ausgenommen ist. Das setzt wiederum den Bestandsschutz voraus. Wenn der 
Bestandsschutz entfällt, müsste gesondert geklärt werden, ob und in welcher Höhe nach § 11 Abs. 
1 noch eine Landeserstattung für eine reguläre Wärmeplanung bis 2028 möglich wäre. Die bisher 
überschlägig berechneten 47.410 Euro wären dann jedenfalls nicht mehr ohne Weiteres gesichert.  

 
7. Fördermittelrechtliches Risiko gegenüber der ZUG 

Wenn der NKI-geförderte Wärmeplan wegen Wegfalls des Bestandsschutzes nicht als 
verwendbarer bestehender Wärmeplan anerkannt wird, könnte die ZUG eine Zweckverfehlung 
bzw. Rückabwicklung prüfen. Das ergibt sich nicht direkt als Automatismus aus dem WPG, wird 
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aber durch die weitergeleitete ZUG-Antwort und die öffentlich wiedergegebenen ZUG-Hinweise zu 
Widerrufsvorbehalten gestützt.  

 
 

8. Gesamtbewertung 
 
Szenario A: Beschluss und Veröffentlichung bis 31.12.2026 
Das wäre rechtlich und fördermittelbezogen der sicherste Weg. 
Vorteile: 
 Bestandsschutz nach § 5 Abs. 2 WPG gesichert.  
 Risiko einer Prüfung der Rückabwicklung der NKI-Förderung deutlich reduziert.  
 Der ursprünglich bewilligte Bundeszuschuss in Höhe von 445.500,00 Euro bzw. der nach aktuellem 

Abrechnungsstand voraussichtlich tatsächlich zustehende Bundeszuschuss in Höhe von 
430.127,91 Euro wäre fördermittelrechtlich deutlich besser abgesichert. 

 Anzeige nach § 5 WPGAusfLVO M-V kann erfolgen.  
 Zusätzliche Landeserstattung von überschlägig 47.410 Euro kann beantragt werden.  
 Danach erfolgt ggf. Bewertung durch das Energieministerium; Beanstandungen müssten 

eingearbeitet werden.  
 
Szenario B: Kein Beschluss / keine Veröffentlichung bis 31.12.2026, späterer Beschluss bis 
Sommer 2028 
Das wäre möglich im Sinne der regulären Wärmeplanungspflicht bis 2028, aber mit Risiken. 
Folgen: 

 Bestandsschutz nach § 5 Abs. 2 WPG wäre voraussichtlich nicht gesichert.  
 Die vorhandene NKI-geförderte Wärmeplanung müsste voraussichtlich auf volle WPG-

/Landesrechtskonformität geprüft und ggf. aktualisiert werden.  
 Die 10-%-Landeserstattung nach § 11 Abs. 3 WPGAusfLVO M-V wäre fraglich. Damit stünde 

die mögliche zusätzliche Erstattung in Höhe von überschlägig 47.410 Euro nicht ohne 
Weiteres zur Verfügung. 

 Die ZUG könnte prüfen, ob der Förderzweck erreicht wurde oder ob eine Rückabwicklung 
bzw. ein Widerruf der Förderung in Betracht kommt. Fördermittelrechtlich betroffen wäre der 
nach aktuellem Abrechnungsstand voraussichtlich tatsächlich zustehende Bundeszuschuss in 
Höhe von 430.127,91 Euro. 

 
Szenario C: Kein Beschluss / keine Veröffentlichung und keine belastbare Klärung mit ZUG 
und Land 
Dieses Szenario wäre nicht empfehlenswert. 
Hauptproblem wäre nicht nur die Wärmeplanungspflicht bis 2028, sondern die Kombination aus: 

 möglichem Wegfall des Bestandsschutzes,  
 unklarer Verwendbarkeit des NKI-geförderten Wärmeplans,  
 unklarer Landeserstattung,  
 möglichem Prüf- oder Rückforderungsrisiko bei der ZUG bezogen auf den nach aktuellem 

Abrechnungsstand voraussichtlich tatsächlich zustehenden Bundeszuschuss in Höhe von 
430.127,91 Euro.  


